
Die VW-Korruptionsaffäre hat
auch Arbeitnehmervertreter ins
Gerede gebracht. »Sind Deutsch-
lands Betriebsräte käuflich?«
titelte Mitte Juli die in Düsseldorf
erscheinende »Wirtschaftswo-
che«. metall hat mit Autobauern
in NRW gesprochen. 
Thomas Freels ist schon lange
dabei.Der 46-jährige Geschäfts-
führer des Gesamtbetriebsrats
der Ford-Werke GmbH, Köln,
hat seine Karriere vor 30 Jahren
als Jugendvertreter begonnen.
Dass die Nähe zum Management
– zur Macht im Betrieb – für
Betriebsräte verführerisch sein
kann, bestreitet er nicht. Nur:
Das habe nichts mit dem Amt zu
tun, sondern »mit dem Charak-
ter«.

Der frühere Betriebsratsvorsit-
zenden Wilfried Kuckelkorn
habe den Ford-Betriebsräten ein-
gebläut, nicht zu vergessen, wer
sie gewählt hat: »Ihr seid nichts
Besseres.« Und Manager blieben
Gegner – »die möchten euch am
liebsten von hinten sehen«.

Freels hat seine Lektion ge-
lernt: Betriebsräte, sagt er, dürf-
ten keine Privilegien genießen,
sich nichts herausnehmen oder
»krumme Sachen« machen. So
etwas räche sich, denn irgend-
wann werde die Gegenrechnung
aufgemacht. Und das komme

heraus,das kriege die Belegschaft
mit, »die ist doch nicht blöd«.
Und wenn es herauskomme,
»dann läufst du Spießruten«.

Wer als Betriebsrat nicht inte-
ger bleibe, werde erpressbar.
Und das wäre »das Schlimmste«.
Dann habe er als Arbeitnehmer-
vertreter verloren – und mit ihm
das Gremium. Freels schraubt
seinen Anspruch hoch: »Du
musst als Betriebsrat mit herun-
tergelassenen Hosen durchs
Werk laufen können.« 

Die 18600 Ford-Beschäftig-
ten in Köln-Niehl werden von 
43 Betriebsräten vertreten. Ihnen
stehen zwei so genannte Ab-
teilungsautos für Dienstfahrten
zur Verfügung. Sie haben eine
Sekretärin und ein Büro. Büro-
material muss beantragt werden,
»wir haben kein Bargeld in der
Hand«, sagt Freels. Dienstreisen

müssen vom Personallei-
ter genehmigt werden.

Wenn Betriebsräte von
ihrer beruflichen Tätig-
keit freigestellt werden,
wird ihnen eine so ge-
nannte Vergleichsperson
zugeordnet, die ihrem
Alter und ihrer Ausbil-
dung entspricht. Und
deren Einkommenser-
höhung wird auto-
matisch auf sie übertra-

gen. Überstunden werden nicht
bezahlt. Dafür gibt’s eine Pau-
schale, die den früheren Über-
stundenzuschlägen entspricht.

Für Rainer Einenkel, 51, den
Betriebsratsvorsitzenden von
Opel Bochum (9000 Beschäftig-
te, 37 Betriebratsmitglieder), ist
es »das Entscheidende«,trotz der
Nähe zum Management »eine
gewisse Distanz« zu halten. Man
dürfe locker miteinander umge-
hen, weil man sich kennt. Aber
man dürfe »nie vergessen, dass
die anderen auf der anderen Sei-
te stehen«.

Glaubwürdig bleiben
Betriebsräte,sagt Einenkel,müss-
ten glaubwürdig bleiben, sie
dürften ihre Position nicht zum
eigenen Vorteil ausnutzen. »Da-
ran darf es keinerlei Zweifel ge-
ben.«

Mehrarbeit müssen auch Be-
triebsratsmitglieder grundsätz-
lich durch Freizeit ausgleichen.
Nur die Mitglieder des geschäfts-
führenden Ausschusses des Be-
triebsrats, die oft auf Dienstreise
und in Rufbereitschaft sind, er-
halten dafür eine Pauschale. Sie
decke aber »nicht einmal im
Ansatz« den tatsächlichen Auf-
wand ab, sagte Einenkel, der wie
viele seiner Ausschusskollegen
oft einen Zehn-Stunden-Tag hat.

Dem Opel-Betriebsrat stehen
während der Arbeitszeit zwei
Dienstautos zur Verfügung. Wer

sie nutzt, muss belegen, wofür.
Die Schlüssel liegen auf Einen-
kels Schreibtisch. Er selbst hat –
wie auch sein Stellvertreter – ein
Dienstauto. Dafür muss er ein
Prozent des Listenpreises als
geldwerten Vorteil versteuern.

Betriebsratsmitglieder bleiben
in ihrer alten Lohn- oder Gehalts-
gruppe, es gibt keine regelmäßi-
ge Anpassung. Einenkel: »Wenn
man sich nicht kümmert, pas-
siert nichts.« 

Die Finanzierung von Sach-
mitteln muss sich der Betriebsrat
hin und wieder erstreiten. Die
neueste Ausgabe des Betriebs-
verfassungsgesetzes rückte die
Geschäftsleitung erst heraus, als
der Betriebsrat drohte, vor Ge-
richt zu ziehen.

»Krank wird sie nicht«
Auch der Opel-Betriebsrat hat
eine Sekretärin.Auf eine Urlaubs-
vertretung für sie verzichtet er.
»Und krank wird sie nicht«,
schmunzelt Einenkel,»das haben
wir so beschlossen«.<

§ 40 Kosten und Sachaufwand des Betriebsrats
(1) Die durch die Tätigkeit des Betriebsrats entstehenden Kosten
trägt der Arbeitgeber.
(2) Für die Sitzungen, die Sprechstunden und die laufende Ge-
schäftsführung hat der Arbeitgeber in erforderlichem Umfang Räu-
me, sachliche Mittel, Informations- und Kommunikationstechnik
sowie Büropersonal zur Verfügung zu stellen.

§ 78 Schutzbestimmungen
Die Mitglieder des Betriebsrats . . . dürfen wegen ihrer Tätigkeit
nicht benachteiligt oder begünstigt werden; dies gilt auch für ihre
berufliche Entwicklung.

Was das Betriebsverfassungsgesetz regelt
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1766
301

5223

bis 99 
Beschäftigte

bis 499 
Beschäftigte

500 und mehr
Beschäftigte

Die Kleinen – ganz groß
Anzahl der Betriebe 2003 in den
Branchen der IG Metall NRW

Quelle: Geschäftsbericht der IG Metall NRW
2000–2003

Die mit Abstand meisten Betriebe im
Organisationsbereich der IG Metall
NRW sind Betriebe mit bis zu 99
Beschäftigten (dort sind aber nur 24
Prozent aller Arbeitnehmer tätig, in
den beiden höheren Betriebsklassen
39 beziehungsweise 37 Prozent). In
3924 Betrieben gab es 2002 Be-
triebsratswahlen; gewählt wurden
24163 Arbeitnehmervertreter

Wie Betriebsräte mit Macht und Geld umgehen

»Dann läufst du Spießruten«

Thomas Freels, Geschäftsführer des Gesamtbe-
triebsrats Ford Köln (links), und Rainer Einenkel,
Betriebsratsvorsitzender Opel Bochum
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Sie haben alles versucht: Die
Öffentlichkeit mobilisiert, die
Politik ins Boot geholt, Alterna-
tivkonzepte erarbeitet – nichts hat
genützt: Das Hattinger Werk des
finnischen Rolltreppenherstellers
Kone wird geschlossen,die Ferti-
gung nach China verlagert.Haben

also IG Metall und Betriebsrat den
Kampf verloren? Mit dieser Frage,
antwortet der Erste Bevollmäch-
tigte Otto König, könne er nichts
anfangen: »Die Unvernunft hat
sich wieder durchgesetzt.«

Mit enormer Intensität hätten
Beschäftigte aller Abteilungen

und Hierarchiestufen innerhalb
von nur acht Wochen mithilfe
dreier Beraterfirmen Alternativen
zur Stilllegung entwickelt. Her-
ausgekommen sei »kein Schön-
wetterkonzept«, sagt IG Metall-
Sekretär Alfons Eilers. Es hätte
auch Jobs gekostet.

Es sah die Konzentration auf
Schwerlast-Rolltreppen vor, also
eine Nischenproduktion – und
das widersprach der globalen
Strategie des Konzern, die auf
Massenprodukte setzt.

»besser statt billiger« früher
Man habe nicht gegen ein Kon-
zept gekämpft, sagt Otto König,
sondern gegen den Beschluss
eines Vorstands. »Und dieser
Beschluss ist in Helsinki gefasst
worden, den kippst du nicht in
Hattingen.«

Die IG Metall-Aufforderung
an die Unternehmen, »besser
statt billiger« zu werden, müsse
– um erfolgreich zu sein – früher
erfolgen. König: »Wir sind im-
mer erst drin, wenn’s knallt.«<
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Wählen gehen 
Die IG Metall NRW ruft zur Be-
teiligung an der Bundestags-
wahl am 18. September auf.
Bezirksleiter Detlef Wetzel
erklärte dazu: »CDU und FDP
lassen keinen Zweifel daran,
dass sie wesentliche Grund-
lagen der Tarifautonomie, der
Mitbestimmung und des Kün-
digungsschutzes zur Dispositi-
on stellen wollen, wenn die
Wähler das mitmachen.« Erfor-
derlich sei aber eine Politik, die
Beschäftigte vor willkürlichen
Einkommenskürzungen oder
Kündigungen schützt. Nicht
Mitbestimmungsabbau, son-
dern die erweiterte Mitsprache
der Menschen sei das Gebot
der Stunde. Wetzel: »Auch gut
gemeinte Oppositionspolitik
hilft uns dabei nicht.«
Am 10. September informiert in
Duisburg-Rheinhausen eine
Funktionärskonferenz zum
Thema »Tarif aktiv – Verteidi-
gung der Tarifautonomie«. Es
spricht der IG Metall-Vorsitzen-
de Jürgen Peters.

Betriebliches Bündnis 
missbraucht: 
Der US-Finanzinvestor Carlyle,
Eigentümer des Remscheider
Automobilzulieferers Edscha,
der bis 2006 weltweit noch 500
Jobs streichen will, hat sich in
der Vergangenheit als unzuver-
lässiger Verhandlungspartner
erwiesen. 2003 hatten IG Me-
tall, Betriebsrat und Beleg-
schaft unbezahlter Mehrarbeit
zugestimmt – als Gegenleis-
tung für eine zweieinhalbjähri-
ge Arbeitsplatzgarantie. Trotz-
dem wurde bereits Ende 2004
die Produktion eingestellt. 
IG Metall-Bezirksleiter Detlef
Wetzel: »Hier haben wir es mit
Gesellschaftern zu tun, die ihre
Belegschaft auspressen.« In
Remscheid sollen 20 Prozent
der Personalkosten eingespart
werden. 

Kurz notiertKone Hattingen schließt Produktion 

Alternativen ignoriert

Die letzte große Aktion: Die »Menschenkette der Solidarität« Ende Juni
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Tarifvertrag Arbeitnehmerüberlassung

Erste Früchte
Vier Industriemechaniker müs-
sen nicht mehr um ihren Arbeits-
platz bangen:Ihr Arbeitgeber,die
Bocholter Werkzeugbauer Ol-
brich, hat sie wegen Auftrags-
mangels für fünf Monate an den
Windgerätehersteller Flender in
Voerde ausgeliehen.

Möglich gemacht hat das der
Tarifvertrag zur Arbeitnehmer-
überlassung, den die IG Metall
Bocholt bereits im September
2004 mit dem Unternehmerver-
band der Metallindustrie Ruhr-
Niederrhein geschlossen hat. Er
ist der dritte seiner Art in Nord-
rhein-Westfalen. Er sieht »zur
Vermeidung von Kurzarbeit
sowie Entlassungen« einen Per-
sonalaustausch zwischen acht
Metallunternehmen vor. Die Be-
triebsräte der jeweils beteiligten
Firmen müssen zustimmen. Für
die Beschäftigten ändert sich –

abgesehen vom Arbeitsort –
nichts. Lohn und Gehalt werden
weiter gezahlt.<

Leiharbeit auf Zeit: Dirk Fenselau, 32,
profitiert vom Personalaustausch per
Tarifvertrag

Berufsschulkampagne

IG Metall-Jugend testet 
neues Konzept: YOUnite!

Die IG Metall-Jugend NRW testet
im September eine neuartige
Berufsschulkampagne:In13  Ver-
waltungsstellen werden Akti-
onsteams vor den Berufsschulen
je eine Woche lang Auszubilden-
de für die IG Metall werben.
Genutzt wird eine aus der Ziga-
rettenwerbung bekannte Metho-
de. »Wir stehen nicht passiv
rum,sondern gehen aktiv auf die
Schülerinnen und Schüler zu«,
sagt Bezirksjugendsekretär Tors-
ten Lankau. Dazu zählt auch das
Angebot an die Schulen, selbst
Unterrichtsstunden zu gestalten.
Sollte das Konzept aufgehen,
geht »YOUnite!« – ein Kunst-
wort aus you (du/ihr) und 
unite (sich zusammenschließen)
– 2006 landesweit »on tour«.<
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Bezirk Nordrhein-Westfalen

Interview mit NRW-Arbeitsminister Karl-Josef Laumann (CDU)

»Schutzmacht der kleinen Leute«
Der neue Arbeitsminister will
»Warteschleifen« für Jugendli-
che ohne Ausbildungsplatz pra-
xisnäher gestalten.
metall: Herr Laumann, die
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
in NRW steht für Sie auf Platz . . .
Laumann: . . . natürlich auf Platz 1.
metall: Politik könne aber keine
Jobs schaffen, haben Sie mal
gesagt.Was kann sie denn?
Laumann: Die Rahmenbedingun-
gen für den Erhalt und die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen verbes-
sern.
metall: Konkret – welche Mög-
lichkeiten hat ein Landesarbeits-
minister?
Laumann: Wir haben das Mini-
sterium für Wirtschaft und Arbeit
und das für Gesundheit,Soziales,
Frauen und Familie reorgani-
siert. Das neue »alte« Ministeri-

um für Arbeit, Gesundheit und
Soziales, MAGS, gibt uns die
Möglichkeit, eine integrierte
Arbeits-, Gesundheits- und So-
zialpolitik zu betreiben. Der So-
zialbereich zum Beispiel ist ein
gigantischer Arbeitsmarkt. Ich
versuche zu erreichen, dass
soziale Einrichtungen wie Kran-
kenhäuser sich wieder stärker

um die Beschäftigung von Be-
nachteiligten kümmern.
metall:Worin unterscheidet sich
Ihre Politik von der Ihres Vorgän-
gers?
Laumann: Vor allem darin, dass
Herr Schartau das Problem hatte,
Arbeits- und Wirtschaftsminister
gleichzeitig sein zu müssen. Ich
halte die Idee, beide Ministerien
zusammenzulegen,für falsch.Sie
brauchen in der Regierung einen
Minister, der das Soziale verkör-
pert und Schutzmacht der klei-
nen Leute ist. Und ganz persön-
lich: Ich habe auch nicht das Pro-
fil eines Wirtschaftspolitikers.
metall: Über eine Million Men-
schen in NRW sind arbeitslos.
Werden Sie sich am Abbau der
Arbeitslosigkeit messen lassen?
Laumann: Das werde ich nicht
tun.Das haben schon andere ver-

sucht und sind
damit geschei-
tert. Wir müs-
sen aber für
mehr sozial-
versicherungs-
pflichtige Ar-
beitsplätze sor-
gen. Daran
will ich mich
schon messen
lassen. Für
Nordrhein-
Westfalen, ein
Land mit 18
Millionen Ein-
wohnern, sind
5,5 Millionen
sozialversiche-
rungspflichti-

ge Arbeitsplätze zu wenig, um
die Probleme der Beschäfti-
gungskrise und auch der Sozial-
versicherung zu lösen. Deshalb
werde ich mich dafür einsetzen,
die sozialversicherungspflichti-
gen Arbeitsverhältnisse zu entla-
sten, um sie wettbewerbsfähiger
zu machen. Wir müssen über
eine Erhöhung der Mehrwert-

steuer den Arbeitslosenversiche-
rungsbeitrag absenken und die
Nettolöhne erhöhen.
metall: Für die IG Metall NRW
liegt die Zukunft des Landes
nicht in einer Niedriglohnstrate-
gie.Sie fordert die Unternehmen
auf, »besser statt billiger« zu
werden.

Laumann: Ich finde diese Aktion
der IG Metall äußerst sympa-
thisch.Ich kenne sie ja aus meiner
Heimat im Münsterland, wo ich
seit 33 Jahren Mitglied der IG
Metall bin. Der Ansatz ist richtig.
Die Zukunft kann nicht im Nied-
riglohn liegen,wir müssen unser
Lohnniveau verteidigen. Ande-
rerseits müssen wir uns fragen,
ob wir gleichzeitig die niedrigste
Lebensarbeitszeit in Europa haben
können. Ich rede jetzt nicht über
Rente mit 67, das ist zurzeit le-
bensfremd.Wir müssen darüber
nachdenken, wie wir bei einem
Renteneintrittsalter von 65 blei-
ben und gleichzeitig die Lebens-
arbeitszeit verlängern können.
metall: Steht für Sie das Thema
»Stärkung des Industriestandorts
NRW« auf der Tagesordnung
oder ist das Sache Ihrer Wirt-
schaftsministerin?
Laumann: Das ist ihre,meine und
Sache der gesamten Landesregie-
rung, völlig klar. Ohne starke An-
teile an industrieller Produktion
kann Nordrhein-Westfalen nicht
auskommen. Wir müssen Mas-
senfertigung behalten.Wir brau-
chen deshalb eine preisgünstige
Energieversorgung und nicht
ganz so viele grüne Spielwiesen
wie die Überförderung von
Windkraftanlagen und Solartech-
nik.
metall: Die Ausbildungsplatz-
situation war noch nie so drama-

tisch wie jetzt. Auf einen freien
Ausbildungsplatz kommen drei
Bewerber.Was tun?
Laumann: Dicke Bretter bohren.
Beispiel:2004 sind 11000 junge
Leute in die Vorbereitungsklassen
zum Berufsgrundschuljahr ge-
gangen.Das ist eine Warteschlei-
fe. Ich will, dass diese Maß-
nahmen praxisnäher organisiert
werden. Ich möchte, dass die
jungen Menschen zwei oder drei
Tage in die Berufsschule gehen,
aber auch zwei Tage praktisch in
einer Werkstatt oder in einem
Betrieb arbeiten.Wir können die
Probleme nicht durch eine Aus-
bildungsplatzabgabe lösen.
metall: Die letzte Frage geht an
den Bundesvorsitzenden der
CDA.Die Union will nach einem
Wahlsieg am 18. September die
Tarifautonomie, die Mitbestim-
mung und den Kündigungs-
schutz angreifen . . .
Laumann:Wo haben Sie das her?
metall: Aus Ihrem Regierungs-
programm.
Laumann: So ist es ja nicht. Die
CDU ist der Auffassung, dass wir
betriebliche Bündnisse für Arbeit
brauchen, aber tarifliche Lösun-
gen den Vorrang haben sollen.
Auf diese Weise stärken wir die
Akzeptanz des Flächentarifver-
trags. Dass Betriebsräte erpress-
bar wären, sehe ich nicht; zwei
Drittel der Belegschaft müssten
ja einer betrieblichen Lösung
zustimmen.Wir haben in Sachen
Betriebsverfassung keinen gro-
ßen Reformbedarf. Zum Kündi-
gungsschutzgesetz: Dass dieses
Gesetz erst in Betrieben ab 20
Beschäftigten gelten soll, darü-
ber jubele ich als CDA-Vorsitzen-
der nicht.Trotzdem halte ich fest:
Wer jetzt in einem Betrieb dieser
Größenordnung arbeitet, für den
ändert sich nichts.Auch die Kün-
digungsfristen nach BGB ändern
sich nicht.Der Schutz vor Willkür
bleibt erhalten.<

Karl-Josef Laumann im Gespräch mit metall-Korrespondent
Norbert Hüsson
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Die Aktion »besser
statt billiger« ist mir
sympathisch
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Bocholt

Mitgliedschaft in der IG Metall ist wichtig

Azubis kommen in die Betriebe

Erhöhung der Wochenarbeitszeit ohne Tarifvertrag ist rechtswidrig

Gericht entschied, Tarife müssen eingehalten werden

Betriebsratsvorsitzender Ralf Borges

Metaller will in den Bundestag
Ralf Borgers, Betriebsratsvorsit-
zender der Firma Spaleck Ober-
flächentechnik GmbH in Bocholt
und aktiver Metaller, will in den
nächsten Deutschen Bundestag.
Die auf den 18. September 2005
vorgezogene Wahl, sagt Ralf Bor-
gers, ist auch gesellschaftlich eine
Richtungsentscheidung.

»Ich kandidiere für den Kreis
Borken für die Partei Bündnis
90/Die Grünen,und will dort die
Interessen der Beschäftigten
offensiv vertreten« sagt Borgers .

Ralf Borgers, der gelernter
Maschinenschlosser ist, vertritt
seit Jahren die Interessen der rund
60 Beschäftigten der Firma
Spaleck Oberflächentechnik in
Bocholt. Er kennt aus seiner täg-
lichen Arbeit die Sorgen der Men-
schen, stellt Heinz Cholewa,
Erster Bevollmächtigter der IG
Metall  Bocholt, fest. Er weiß als
Betriebsrat und Metaller,was zum
Beispiel Änderungen des Be-

triebsverfassungsgesetzes für
konkrete Folgen für die Vertre-
tung der Beschäftigten im
Betrieb haben.

Von der Tarifpolitik kennt er
auch was. Die Firma Spaleck
Oberflächentechnik hat seit Jah-
ren einen Haustarifvertrag.

»Änderungen, wie sie von
einer möglichen schwarz-gelben
Koalition auf Bundesebene im
Tarifrecht beabsichtigt werden,
hätten für uns vor Ort schon gra-
vierende nachteilige Auswirkun-
gen«, sagt Borgers.

»Deshalb kandidiere ich für
den Bundestag und mache bei
allen Wahlkampfauftritten auch
die Position der Beschäftigten
deutlich.«

Für den verheirateten Ralf
Borgers, Vater von drei heran-
wachsenden Kindern, der in
Rhede lebt und sich in der west-
münsterländischen Ecke sehr
wohl fühlt, sagt Cholewa, ist es

die zweite Kandidatur für
den Deutschen Bundes-
tag.Im Jahre 2002 hatte er
es als Direktkandidat nicht
geschafft. Wir wünschen
Ralf diesmal mehr Glück,
weil die Interessen der
Beschäftigten eine laute
Stimme brauchen,betont
Cholewa.

Das Arbeitsgericht in Bocholt hat
im Namen des Volkes in zwei Fäl-
len entschieden, dass die einseiti-
ge Festlegung einer 40-Stunden-
Woche ohne Lohnausgleich eine
tarifwidrige Maßnahme ist. 
Der Hintergrund ist, sagt Heinz
Cholewa,Erster Bevollmächtigter
der IG Metall, Bocholt, dass die
Firma Hecking & Söhne GmbH,
Stadtlohn,die die Tarifverträge der
Textil- und Bekleidungsindustrie
anwendet,einseitig im Mai 2004

durch die Geschäftsleitung ange-
ordnet hat, statt 37 Stunden in
Zukunft 40 Stunden bei der
Bezahlung von 37 Stunden zu
arbeiten.

Eine Abweichung von der
tariflichen Grundlage ist nur mit
der zuständigen Gewerkschaft
möglich, stellt Cholewa fest. Das
war in diesem Fall für die
Geschäftsleitung kein Thema.
Eine Überprüfung der Notwen-
digkeit der Abweichung, die im

Tarifvertrag auch als Prüfungskri-
terium gegeben ist, war der
Geschäftsleitung zu umständlich
und nach dem
»Herr-im-Hause-
Prinzip« wurde
einfach angewie-
sen.

Selten,sagt Heinz
Cholewa, habe ich
Entscheidungs-
gründe in einem
Arbeitsgerichtsur-
teil so kurz gesehen.
Dort stehen nur
zwei Sätze, die lau-
ten: »Unstreitig findet auf das
Arbeitsverhältnis der Tarifvertrag
der Textil- und Bekleidungsindu-
strie Anwendung und damit auch
die Wochenarbeitszeit und die
Höhe der Mehrarbeitsvergütung.
Die einseitige Festlegung einer
40-Stunden-Woche ohne Lohn-
ausgleich ist als tarifwidrige Maß-
nahme unzulässig, weshalb der

Abzug vom Stundenkonto un-
zulässig war.«

Das steht in den Urteilen,wel-
che unter den
Geschäftsnummern:
3 Ca 107/05 und 3
Ca 108/05 am 23.
Juni verkündet wor-
den und jetzt schrift-
lich vorliegen. Die
Firma Hecking &
Söhne GmbH hat
beim Landesarbeits-
gericht Hamm
gegen diese Urteile
Berufung eingelegt,

die nach der Einschätzung der IG
Metall, nach geltendem Recht,
aber nur die gleiche Entschei-
dung hervorrufen wird.

»Das Arbeitsgericht hat mei-
ner Auffassung nach der entschä-
digungslosen Enteignung von
Arbeitskraft einen Riegel vor-
geschoben.Zu Recht«, sagt Cho-
lewa.

In diesen Wochen kommen die
neuen Auszubildenden in den
Betrieb.
Wir, die schon lange im Betrieb
sind, können uns vorstellen, wie
sie sich fühlen: unsicher, wenig
informiert und neugierig. Oft
haben sie keine Kenntnisse über
den betrieblichen Alltag und die
Interessenvertretung im Betrieb.

Um den »Neuen«  den Einstieg
zu erleichtern und ihnen die IG
Metall-Jugend nahe zu bringen,
wollen wir uns gemeinsam mit
Jugendvertretung,Betriebsrat und
IG Metall kümmern.

Die IG Metall kennen die jun-
gen Leute bis dahin wahrschein-
lich nur aus den Erzählungen der
Eltern.Welche Rechte sie haben,
wie sie ihre Rechte gemeinsam
durchsetzen können, wissen sie
meistens noch nicht.

Unsere Aufgabe ist es, ihnen
Informationen zu geben, Unter-
stützung zu leisten und sie in
unsere gewerkschaftliche Arbeit
mit einbeziehen.

Kurzum:Wir müssen die neu-
en Auszubildenden für die ge-
meinsame Vertretung unserer In-
teressen in der IG Metall gewinnen.

Denn je stärker die IG Metall im
Betrieb ist, desto besser können
wir unsere Forderungen gegenü-
ber den Arbeitgebern vertreten.

Das ist gut für uns und gut für
die neuen Auszubildenden.

Die IG Metall, Bocholt steht
hier kompetent mit persönlichem
Engagement zur Verfügung.
Infogibt es bei der IG Metall,
Bocholt,Telefon 02871-249919,
Mobil 0160-5330332
Carmen Schwarz und unter 
www.igmetall.de.

Heinz Cholewa

Ralf Borgers
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Manfred Dinter verabschiedet
Der langjährige Betriebsrats-
vorsitzende der Firma Wind-
möller + Hölscher in Lengerich,
Manfred Dinter, wurde Ende
Juli von seinen Kolleginnen
und Kollegen herzlich verab-
schiedet. Kollege Dinter wech-
selt in die Ruhephase der Al-
tersteilzeit, nachdem er über
40 Jahre bei W + H beschäftigt
war. Dinter war bis zum Austritt
von W + H aus dem Arbeitge-
berverband Mitglied der gro-
ßen Tarifkommission für die
Metall- und Elektroindustrie
NRW und gehörte bis zum
Schluss der betrieblichen Tarif-
kommission an. Darüber hi-
naus ist er Mitglied der Dele-
giertenversammlung der IG
Metall Münster und Referent
insbesondere in allen Fragen
des Entgeltrahmenabkom-
mens. In vielen betrieblichen
Auseinandersetzungen bei W +
H war Manfred Dinter ruhender
Pol, der die Interessen der Be-
legschaft konsequent vertrat.

Kurz notiert

Münster

Die auch im Regierungspro-
gramm des neu gewählten NRW-
Ministerpräsidenten Dr. Jürgen
Rüttgers enthaltenen Reformplä-
ne von CDU und CSU zum Kündi-
gungsschutz sind aus der Sicht
der IG Metall für das Münster-
land eine sozialpolitische Kata-
strophe. 
Eine mögliche Bundesregierung,
getragen von CDU und FDP, will
den Kündigungsschutz erst in
Betrieben ab 20 Beschäftigten
wirksam werden lassen.Für über
zwei Drittel der Beschäftigten im
Münsterland wäre deshalb ein
Kündigungsschutz nicht mehr
gegeben, weil der weitaus größ-
te Teil der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer in der Region
in Klein- und Mittelbetrieben
beschäftigt ist. Zusätzlich würde
das sogenannte Optionsmodell
den Kündigungsschutz faktisch
aufheben. CDU und FDP möch-
ten, dass in Zukunft bei Neuein-
stellungen zwischen dem ar-

beitsplatzsuchenden Arbeitneh-
mer und dem Einstellungsbe-
trieb vereinbart werden kann,ob
der Kündigungsschutz wirkt
oder eine vertraglich festzule-
gende Abfindung gezahlt werden
muss. Dazu stellt IG Metall-
Geschäftsführer Guntram
Schneider fest:»Ein Arbeitsloser,
der sich um eine neue Stelle
bewirbt, hat keinerlei Verhand-
lungsmacht.Wenn der Kandidat
darauf besteht,dass die noch gül-
tigen Regelungen des Kündi-
gungsschutzes im Falle einer
Kündigung zur Anwendung
kommen sollen, ist seine Einstel-
lung höchst ungewiss.Verhandelt
er über eine Abfindung, kann er
kaum die übliche Abfindungsre-
gelung einfordern, weil er sonst
kaum eingestellt wird.« Die Plä-
ne von CDU und FDP laufen dar-
auf hinaus, den Kündigungs-
schutz faktisch abzuschaffen.
Und dies, obwohl es keinen
Nachweis zwischen Kündi-

gungsschutzregelungen und
Zahl der angebotenen Arbeits-
plätze gibt. Länder wie Belgien
haben einen erheblich härteren
Kündigungsschutz als Deutsch-
land und verfügen dennoch über
eine niedrigere Arbeitslosenquo-
te. Die IG Metall Münster hofft,
dass die »Fummelei« am Kündi-
gungsschutz nach den Bundes-
tagswahlen ein Ende hat und for-
dert alle Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer auf,bei den Wahl-
en die Parteien zu berücksichti-
gen, die für den Erhalt des Kün-
digungsschutzes eintreten.

Kündigungsschutz

»Schwarz-gelbe« Pläne: Katastrophe

Die auf dieser Seite in unregel-
mäßigen Abständen zu findende
Rubrik »Jagdszenen aus dem
Münsterland« kann erweitert
werden.
Beschäftigte der Tischlerei
Huckenbeck in Greven fassten
den Plan, einen Betriebsrat zu
wählen. Nachdem über 20
Arbeitnehmer der IG Metall
beigetreten waren, besuchte
Handwerkssekretär Theo Knetz-
ger den Betrieb, um einver-
nehmlich mit dem Besitzer die
Betriebsratswahl nach dem ver-
einfachten Wahlverfahren einzu-
leiten. Huckenbeck reagierte
äußerst unwirsch und verärgert.
Bei der Wahl eines Betriebsrats
wurden Entlassungen angedroht.
Die Ausfälle von Herrn Hucken-
beck gipfelten in der Drohung,

den Betrieb stillzulegen – falls ein
Betriebsrat gewählt wird. Bei
einem weiteren Treffen versuch-
te Huckenbeck noch einmal, die
Belegschaft massiv einzuschüch-
tern,um eine Betriebsratswahl zu
verhindern. Daraufhin unter-
nahm die IG Metall-Bezirkslei-
tung NRW den Versuch,Hucken-
beck über ein entsprechendes
Schreiben zur Mäßigung zu
bewegen, weil sein Verhalten
zwischenzeitlich als rechtswid-
rig eingestuft werden konnte. Es
ist zu befürchten, dass die Be-
triebsratswahl mit fadenscheini-
gen Gründen vom Betrieb ange-
fochten wird. Ein besonderes
Lob gebührt den Beschäftigten,
die trotz Bedrohungen an ihrem
Ziel,einen Betriebsrat zu wählen,
festgehalten haben.

Delegiertenversammlung
Die dritte Delegiertenver-
sammlung in diesem Jahr ist
am Samstag, 24. September
in Münster. Alle Delegierten
werden rechtzeitig
eingeladen. Wir bitten um Teil-
nahme.

Termin

Sieger des diesjährigen, wiederum von der IG Metall-Nebenstelle Lengerich
organisierten Fußballturniers wurde die Mannschaft der Firma Winkhaus
Sicherheitstechnik aus Münster. In einem spannenden Endspiel gewannen die
Münsteraner gegen die Mannschaft der Auszubildenden der Firma W + H Len-
gerich und nahmen den Wanderpokal der IG Metall Münster sowie eine Sieg-
prämie »mit nach Hause«. Die IG Metall bedankt sich bei den Organisatoren
und insbesondere beim Kollegen Günter Bergener für Organisation und Aus-
richtung des Turniers, das übrigens zehnjähriges Jubiläum hatte

Jagdszenen aus dem Münsterland 

Huckenbeck-Betriebsratswahl
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Die Redaktion und 
Verwaltungsstelle
wünscht allen Mitglie-
dern nach dem doch
etwas verregneten
Sommer noch ein paar
schöne Sonnentage
und einen goldenen
Herbst.

Schöne Tage

>5. September – Sitzung des
Ortsvorstands

>7. September – Delegierten-
versammlung

>15. September – Sitzung des
örtlichen Frauenausschusses
(Terminverschiebung mög-
lich). 

>15. September – Tagesschu-
lung im Gewerkschaftshaus
Thema: Mitbestimmungsmög-
lichkeiten des Betriebsrats bei
der Personalplanung
Referent: Peter Schmidt, Vor-
sitzender Richter am LAG
Hamm

Für die Jugend
>12. bis 16. September und
14. bis  18. November – JAV-
Grundlagenseminare

>29. Oktober – Fussballtur-
nier

>25. November – Beachvol-
leyballturnier
Bei Interesse bitte melden.

Termine

Witten

Am 30. April 2004 wurde für das
Berufsbildungswerk Witten Hat-
tingen (kurz: BWH genannt) das
Insolvenzverfahren eröffnet.
Am 31. August 2005 sollte der
Geschäftsbetrieb eingestellt wer-
den, der an zwei Standorten, in
Witten und Hattingen, ausgebil-
det hat.

Unklar  war bisher,wie es wei-
tergehen soll. Es gab Bestrebun-
gen,das Ausbildungswerk weiter
zu führen,damit Wittener Betrie-

In den vergangen Jahren haben
wir in vorherigen »metall«-Aus-
gaben mehrfach über die Ma-
chenschaften der VOGT AG be-
richtet, die auf Kosten des Witte-
ner Standorts gingen.
Im Juni 2005 kam dann die Krö-
nung. Der zuvor zugesagte Ver-
lustausgleich durch die AG wur-
de nicht gezahlt. Die Belegschaft
wurde durch die Geschäfts-
führung in einer Mitarbeiterver-
sammlung davon unterrichtet,
dass die Insolvenz angemeldet
werden müsse. Beabsichtigt war
wohl von der VOGT AG, dass die
»renitente« Belegschaft in Wit-
ten »die Brocken fallen lässt und
den Betrieb stilllegt«.Aber diese
Rechnung ging nicht auf. Bisher
herrscht bei der Mehrheit der

be, die keine eigene Ausbil-
dungswerkstatt haben, die Mög-
lichkeit hätten, Azubis hier aus-
bilden zu lassen.

Kündigungen wurden vom
Insolvenzverwalter ausgespro-
chen, ein Sozialplan aufgestellt.
Es sind noch nicht alle Streitig-
keiten aus diesem Verfahren bei-
gelegt.

Am 1.August ist nun das Aus-
bildungszentrum Ruhr (AZR)
gestartet. Zwölf Lehrkräfte aus

Belegschaft eher eine Aufbruch-
stimmung und die Einstellung:
»Jetzt erst recht, wir zeigen die-
sem VOGT, dass wir auch ohne
ihn können«.

Bislang sieht es wohl so aus,
als ob es weitergeht.Wie und mit
welcher Personalstärke,stand bei
Redaktionsschluss aber leider
noch nicht fest.

Im März trafen sich im Rahmen
des sogenannten »Frauen-März«
arbeitslose Frauen bei der IG Me-
tall, um ihre Erfahrungen aus-
zutauschen, die sie während der
Zeit ihrer Arbeitslosigkeit mit der
Bundesagentur für Arbeit (also
dem früheren Arbeitsamt), der
Job-Agentur und anderen Behör-
den gemacht haben.
Nur Einige konnten Positives
berichten, die meisten Frauen
waren eher enttäuscht und frus-
triert über die Behandlung, die
sie bei den Behörden erfahren
haben.Bewerbungen führten lei-
der nur selten zu Vorstellungsge-
sprächen.

Dem Wunsch der Frauen, sich
weiterhin zu treffen und andere
Themen zu bearbeiten, ist die IG

Metall nachgekommen. Einige
Frauen lernen zur Zeit unter
fachkundiger Anleitung,heraus-
zufinden,
> »wo sind meine Stärken und
Schwächen« und
>»wie bewerbe ich mich rich-
tig«

Am 30. August 2005 ist mit
der Gleichstellungsbeauftragten
der Stadt Witten, Maria Grothe,
unter Beteiligung der Einrich-
tung „Frau und Beruf“ eine wei-
tere Zusammenkunft geplant.

Interessierte Kolleginnen, die
bisher nicht teilgenommen ha-
ben, sind jederzeit willkommen
und sollten sich bei uns melden,
um neue Ideen einzubringen
und weitere Projekte zu ent-
wickeln.

Arbeitslose Frauen

IG Metall bietet Hilfestellung

Berufsbildungswerk Witten Hattingen 

Ausbildungszentrum Ruhr

Umgezogen?

Umzug und neue 
Adresse bitte melden
Leider passiert es manchmal,
dass wir unsere Mitglieder nicht
mehr erreichen können,weil uns
die falsche Adresse vorliegt. Das
ist natürlich sehr schade.

Ein kurzer Anruf, unter Tele-
fon 02302–28129-0, genügt
und Informationen können wie-
der zugestellt werden. Dies gilt
natürlich und insbesondere auch
für unsere Arbeitslosen und die-
jenigen, die inzwischen den
wohlverdienten Ruhestand ge-
nießen.

Die Kolleginnen und Kollegen,
die in Lohn und Brot sind, kön-
nen auch ihren Betriebsräten mit-
teilen,dass sich die Adresse geän-
dert hat. Diese werden uns dann
informieren. Bitte weitersagen.

Jubilarfeier 2005

Bitte den Termin jetzt
vormerken
Die Jubilarfeier ist in diesem Jahr
am 17. November im Wittener
Saalbau. Eingeladen werden 114
Kolleginnen und Kollegen, die
50 Jahre in der IG Metall sind und
ein Jubilar,der bereits seit 85 Jah-
ren dabei ist.Bereits geehrt wur-
den 121 Kolleginnen und Kolle-
gen mit 25jähriger sowie 163
Kolleginnen und Kollegen mit
40jähriger Mitgliedschaft.

VOGT electronic Witten GmbH

Insolvenz – und was jetzt?

dem bisherigen Berufsbildungs-
werk kümmern sich um die Aus-
zubildenden.Ausgebildet wird in
Witten in der früheren Lehr-
werkstatt von Thyssen an der
Herbeder Straße.

Wir hoffen, dass weitere Fir-
men die Erstausbildung wieder
fördern und Auszubildende ein-
stellen und, falls die Ausbildung
im eigenen Betrieb nicht mög-
lich ist,das Ausbildungszentrum
Ruhr in Anspruch nehmen.
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Tagesseminar 28. September nach den Voraussetzungen des Para-
grafen 37.6 Betriebsverfassungssgesetz. 
Am 28. September wird im Kölner Holiday Inn-Hotel eine Tages-
schulung zum Thema »Arbeits- und Gesundheitsschutz« angebo-
ten. Die Kosten betragen 170 Euro. Interessierte wenden sich bitte
an Kollegin Doris Lehnert, Telefon 951524-17.

Noch freie Seminarplätze

Köln

Schichtarbeiter zahlen Steuerpläne der CDU

Kölner Gewerkschaften leisten Widerstand
Die Empörung unter den Schicht-
arbeitern in Köln über die Steuer-
pläne der Union ist groß.
Dauernachtschichtarbeiter bei
Ford,Wechselschichtarbeiter bei
Deutz, im Eisenwerk Brühl, aber
ebenso Bus- und Straßenbahn-
fahrer der KVB, Chemiefach-
arbeiter im Kölner Chemiegür-
tel, Krankenschwestern, -pfleger
und Ärzte in den Kliniken, Zug-
führer, Drucker in den Zeitungs-
betrieben,Angestellte im Anferti-
gungs- und Logistikbereich des
Kölner Nachtflughafens arbeiten
viele Nächte im Monat für die
Versorgung der Menschen im
Großraum Köln.

Nachtarbeit, das wissen diese
Arbeitnehmer genauso wie Ar-
beitsmediziner,ist gesundheits-,
sozial- und familienschädlich.
Zwischen 21 Uhr und sechs Uhr
morgens fällt die Leistungsfähig-
keit der Menschen rapide ab.
Herz,Kreislauf und Atmung sind
auf Minimum eingestellt, die
Sauerstoffaufnahme ist geringer,
die Körpertemperatur erreicht
um Mitternacht ihr Minimum,

die Hauttemperatur nimmt zu.
Die geistige Konzentration ist
ebenso herabgesetzt wie die
muskuläre Leistung. Der Mensch
ist auf Tagesaktivität program-
miert und arbeitet nachts gegen
seinen natürlichen Biorhythmus.

Die Gewerkschaf-
ten haben vergeblich
versucht, die Nacht-
arbeit einzugrenzen.
Sie nimmt in
Deutschland stark
zu. In vielen Berei-
chen ist Nachtarbeit
aus technischen
Gründen (Hochö-
fen, Chemieanla-
gen), aus medizini-
schen (Kliniken)
oder Versorgungs-
gründen notwendig. Aber die
Auslastung von technischen
Anlagen für höhere Profite, die
Just-in-time Produktion, der
Zeitterror (»Über Nacht ent-
wickelt«, Call-Center rund um
die Uhr) haben Nacht- und Fei-
ertagsarbeit stark zunehmen las-
sen. Gleichwohl nimmt die

Gesellschaft wenig Rücksicht auf
die Bedürfnisse der Nacht- und
Schichtarbeiter. Im Gegenteil:Die
einzige steuerrechtliche Hono-
rierung ihrer besonderen Bela-
stungen für die Gesellschaft und
die Profite der Unternehmen

wird neuerdings als »Steuer-
schlupfloch«,als »Steuersubven-
tion« diffamiert und in einem
Atemzug mit solchen obskuren
Steuersparmodellen wie Schiffs-
anleihen gleichgesetzt. Deshalb
haben sich die Betriebsräte aus
diesen Wirtschaftsbereichen in
Köln mit ihren Gewerkschaften

Die DGB-Region Köln-Leverku-
sen-Erft-Berg lädt alle Kollegin-
nen und Kollegen aus den Einzel-
gewerkschaften zum »Kölner Ge-
werkschaftsfest« am 2. Septem-
ber ab 14 Uhr auf dem Hans-Böck-
ler-Platz ein. 
Geboten werden Musik und Talk
mit dem DGB-Kreisvorsitzen-
den Wolfgang Uellenberg-van

Dawen, Heinz Putzhammer,
DGB-Bundesvorstand, Gewerk-
schaftsjugend und Senioren.

Ab 16 Uhr spielt Köbes
Underground auf und sorgt bei
hoffentlich gutem Wetter für
einen angenehmen musikali-
schen Hintergrund. Alle IG
Metallerinnen und Metaller laden
wir zu diesem Fest herzlich ein.

Kölner Gewerkschaftsfest

Feier am 2. September

Schichtarbeit bei den Kölner Ford-Werken

und dem DGB zusammengesetzt
und Aktionen geplant: Auf-
klärung über den Umfang der
Nachtarbeit in Köln, Presse- und
Medienbesuche in den Zentren
der Nachtarbeit, Informationen
über die finanziellen Einbussen
durch die Unions-Pläne. Je nach
Umfang der Nachtarbeit und
Steuerklasse der Betroffenen ent-
stehen durch Wegfall der steuer-
freien Stunden, die dann zudem
auch mit Sozialbeiträgen belastet
werden, zwischen 100 und 400
Euro im Monat. Und dazu kom-
men dann noch die Belastungen
durch eine Mehrwertsteuerer-
höhung und die geplante Kür-
zung der Pendlerpauschale.
Aktionen zum Thema sollen noch
vor den geplanten Bundestags-
wahlen stattfinden, Politiker mit
dem Thema konfrontiert werden.
Nachtarbeit und Nachtarbeiter
dürfen nicht zum Supermarktre-
gal von Finanzpolitikern werden,
die zu feige sind, ihre Haushalts-
löcher auf Kosten der Reichen
und Superreichen unserer Gesell-
schaft zu stopfen.

Hoch ging es her beim Fußball-
turnier des Supplierparks (das
sind die Firmen Benteler, Faure-
cia, Logistik Magazin Köln und
Anterist und Schneider). 
Acht Mannschaften spielten am 4.
Juni um den Sieg des Supplier-
park-Pokals. Die Betriebsräte und
Vertrauensleute aus dem Sup-
plierpark hatten für diesen Tag die
Beschäftigten eingeladen,um bei
Kölsch und Bratwurst, Kuchen
und vielen anderen Leckereien
den Fußballspielen zuzusehen.
800 Kolleginnen und Kollegen
haben dieses prima organisierte
Turnier mit ihren Familien,
Freunden und Bekannten besucht
Selbstverständlich war auch die IG

Metall mit einem Info-Stand und
einer eigens aufgestellten Mann-
schaft vertreten. Sieger wurden
die Kollegen von Faurecia,die im
Endspiel die Ford-Kollegen
besiegten.Den dritten Platz beleg-
te die Mannschaft vom Logis-
tikmagazin Köln. Herzlichen
Glückwunsch für die Mannschaf-
ten sowie für das gelungene Fami-
lienfest im Kollegenkreis an dieser
Stelle von der Kölner IG Metall.

Fußballturnier der Firmen des Supplierpark

Turnier mit Kölsch und Bratwurst

Pokalübergabe nach dem Turnier
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Remscheid-Solingen

»Durch die Sonderregelung er-
werben jetzt auch 132 Abgeord-
nete, die erst sieben Jahre im
Bundestag sind, die Mindestpen-
sion von 1682 Euro. Darunter ist
zum Beispiel Ex-Verkehrsminis-
ter Kurt Bodewig (SPD), Grünen-
Fraktionschefin Katrin Göring-
Eckardt und die CDU-Abgeordne-
te Katherina Reiche… Außerdem
erhöht sich durch das geschenkte
Jahr die Pension für alle Abgeord-
neten mit Pensionsanspruch um
210 Euro/Monat.« Das berichtete
die Bild-Zeitung vor einigen
Tagen. 
Fakt ist: Ein Facharbeiter erhält
zur Zeit tariflich in Lohngruppe
7 rund 1860 Euro brutto, mit
Leistungszulage (16 Prozent) im
Zeitlohn von rund 300 Euro

erhält er insgesamt 2160 Euro
brutto. Wenn er davon ein Jahr
(zwölfmal) Beiträge in die Ren-
tenversicherung einzahlt, hat er
dafür einen Rentenanspruch pro
Monat von rund 23 Euro ab
dem 65. Lebensjahr. Würde er
von diesem Einkommen 40 Jah-
re lang Beiträge einzahlen, hätte
er einen Anspruch von 40 mal
23 Euro = 920 Euro Rente, die
dann noch teilweise versteuert
und mit Sozialabgaben belegt
werden. Die meisten Kollegen
fangen aber mit diesem Lohn
nicht an und schaffen auch kei-
ne 40 Jahre. Und Politiker kas-
sieren für sieben Jahre ohne Ein-
zahlung im Bundestag fast 1700
Euro Rente. Dies bedeutet, dass
der Kollege Facharbeiter fast 74

Jahre in die Rentenversicherung
einzahlen müsste, um dieselbe
Rente zu erhalten wie ein Politi-
ker ohne Einzahlung im Bun-
destag nach nur sieben Jahren.

Anständig wäre es,wenn Poli-
tiker pro Jahr ihrer Tätigkeit
maximal den Höchstsatz der
Rentenversicherung für ein Jahr
auf ihr persönliches Versiche-
rungskonto bekämen. Die Ein-
zahlung des Höchstsatzes in die
gesetzliche Rentenversicherung
ergibt nach zwölf Monaten Bei-
tragsleistung einen Anspruch
von 55 Euro monatlich ab dem
65. Lebensjahr. Dies wären für
sieben Jahre im Bundestag 385
Euro Anspruch aus der gesetzli-
chen Rentenversicherung – in
die sie übrigens auch einzahlen

sollten. Das wäre glaubwürdig.
Ihr tatsächliches Tun macht die
Politiker absolut unglaubwürdig.

»Ist dies nicht durch alle 
Parteien hindurch eines der
schlimmsten Sozialverbrechen
gerade von denen,die eigentlich
mit staatspolitischen Zielen für
die Menschen den Menschen
dienen sollten?«, fragt der Be-
vollmächtigte Michael Mahlke.

»Gibt es irgendeine Partei,die
diese Ungerechtigkeit abschaffen
will? Stattdessen wollen sie die
Rente erst ab 67 einführen.Wer
früher geht, soll noch mehr
Abschläge hinnehmen. Wir soll-
ten alle Parteien danach fragen.
Und nicht vergessen: Wir müs-
sen bei einer solchen Politik pri-
vat vorsorgen, wenn es denn
irgendwie möglich ist. Und
dafür brauchen wir hohe Löhne
und Gehälter mit einer funktio-
nierenden Tarifautonomie.«

Rente und Abgeordnetenpensionen

Sie predigen Wasser und saufen heimlich Wein

Senioren 

Wege durch die 
ambulante Pflege
Unter dem Referatstitel »Wege
durch die Pflege« erläuterte Frau
Andrea Wild auf einer Zusam-
menkunft der IG Metall-Senioren
im Juli von der Pflegeberatungs-
stelle der Stadt Remscheid die
Problemfelder im Bereich Pflege.
Die sach- und fachkundige Refe-
rentin stellte die Angebote der
städtischen Beratungsstelle vor.
Sie erläuterte auch die Möglich-
keiten bei häuslicher, stationärer
und teilstationärer Pflege.
Weiteres Thema war die Betreu-
ung bei Demenzerkrankungen
und zusammenhängende Fragen
zu Vorsorgevollmachten. Klar
wurde den 19 Teilnehmerinnen
und Teilnehmern, dass ambulan-
te Pflege nicht gleichzeitig die
medizinische Versorgung, auch
nicht die Haushaltsführung,
beinhalten. Letztere sind durch
die Krankenversicherung oder
auf andere Art sicher zu stellen.

Beabsichtigen Beschäftigte der
IG Metall für den Bundestag, den
Landtag oder das Europaparla-
ment zu kandidieren, sollte dies
dem jeweiligen Vorgesetzten
oder bei Mandatsträgern gegen-
über dem Ortsvorstand und dem
Vorstand rechtzeitig mitgeteilt
werden. 
Der Funktionsbereich Perso-
nal/PE ist durch eine schriftliche
Mitteilung über die beabsichtig-
te Kandidatur zu unterrichten.
Wer sich um einen Sitz im Bun-

destag bewirbt,hat Anspruch auf
den zur Vorbereitung seiner Wahl
erforderlichen Urlaub (Artikel 48
Grundgesetz).

Eine Freistellung in diesem
Sinne erfolgt unentgeltlich.
Grundsätzlich können für die
Phase der Freistellung Urlaub,
Überstunden oder Überzeiten
aus Freischichten angerechnet
werden. Die Unterstützung von
Parteien oder Wahlkämpfen
durch den Einsatz von IG Metall
Sach- oder Geldmitteln ist nicht

erlaubt. Für Veröffentlichungen
im Wahlkampf darf bei politi-
schen Beschäftigten nur die
Berufsbezeichnung »Gewerk-
schaftssekretär/in« und bei Ver-
waltungskräften die Bezeichnung
»Verwaltungsangestellte/r«
benutzt werden. Die Kandidatur
gilt für demokratische Parteien
und darf der Satzung nicht wider-
sprechen. Im Falle einer Wahl in
ein Vollzeitparlament wird das IG
Metall-Entgelt entsprechend der
Richtlinien anteilig gekürzt.

Beschluss des IG Metall-Vorstands

Kandidaturen von Beschäftigten

Auch im Bergischen beginnt
langsam aber sicher die Ein-
führung von »era.«. Zum 1. Mai
2005 führte Vaillant als erstes
und bis jetzt einziges Unterneh-
men die neuen era-Tarifverträge
ein.
Bis 2006 ist in zehn weiteren
Betrieben die Einführung ge-

plant. In 13 Betrieben wurde
»era.« auf Betriebsversammlun-
gen bisher vorgestellt. Schulen
ließen sich 2004 und 2005 in
fünf Seminarreihen insgesamt
45 Betriebsratsmitglieder aus 23
Unternehmen im Bereich unse-
rer Verwaltungsstelle. Sollten
weitere Betriebe Schulungsbe-

darf haben, sollte dies der Ver-
waltungsstelle mitgeteilt wer-
den. Ebenfalls in der Verwal-
tungsstelle abrufbar ist entspre-
chendes Informationsmaterial zu
verschiedenen »era.-Themen«.
Brandaktuell ist immer noch der
Surftipp für das Internet:
www.era-kommt.de.

Vaillant ist erstes Unternehmen

»era.« hat das Bergische Land erreicht
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>3. September: 9.20 Uhr,
Wandertag ab Werdohl-Bahn-
hof.
>6. September: 18 Uhr 
Handwerksausschuss, Büro
Iserlohn.
>7. September: 17 Uhr 
Frauen-AG, Büro Werdohl.
>8. September:  Vertrauens-
leuteausschuss.
>13. September: 16 Uhr 
Senioren-AG Iserlohn, Haus
Gerdes.
>18. September: Die IG Metall
rät: Auf jeden Fall wählen
gehen.
>22. September: 9.30 bis 
16 Uhr Betriebsrätekonferenz
und era-Arbeitskreis, Hotel
Kaisergarten, Neuenrade.
>22. September: 17 Uhr Dele-
giertenversammlung, Hotel
Kaisergarten, Neuenrade.
>23. und 24. September:
Wochenendschulung für
ehrenamtliche Referentinnen
und Referenten.
>24. September: 8 bis 15 Uhr
Sondersitzung Angestellten-
AG.
>27. September: 15 Uhr, 
Treffen der Schmiede-
Betriebsräte, Böddinghauser
Hof, Plettenberg.
>28. September: 9.30 Uhr,
gemeinsame Ortsvorstands-
sitzung, Büro Lüdenscheid.
>24. bis 26. September:
Seminar »Aktuelle Probleme
und aktuelle Rechtsprechung
aus der Arbeit der Schwerbe-
hinderten-Vertrauensleute«.

Termine

Werdohl-Iserlohn

Dickes Lob für den Mittelstand
kam vom Bundeskanzler.
Nachdem Gerhard Schröder be-
reits im April in Menden bei der
Firma HJS zu Gast war (Dieselfil-
ter), besuchte er Anfang August
erneut einen Betrieb im Bereich
unserer Verwaltungsstelle.

Am 8. August besichtigte der
Kanzler die Firma CD.Wälzholz-
Brockhaus in Plettenberg. Nach
einem Betriebsrundgang nahm
er an der Belegschaftsversamm-
lung teil.Er lobte die hohe Inves-
titionsbereitschaft des alt einge-
sessenen Unternehmens am
Standort Deutschland und dies
insbesondere am Standort in
Plettenberg. Auch die hohe Aus-

bildungsquote zeuge von großer
gesellschaftlicher Verantwortung
für Mitarbeiter und Region,
meinte Schröder.

In einem Interview mit der
»Westfälischen Rundschau«

mahnte der Kanzler Mitte August
zudem die Konzerne, sich am
mittelständischen Unternehmen
ein Beispiel zu nehmen, die sich
auch der Verantwortung in der
Region stellten und die sich nicht

allein von der Befriedigung der
Aktionärsinteressen leiten ließen.

Zudem wandte sich Schröder
dabei gegen Lohnkürzungen.Wo
gut verdient werde, sollten
Arbeitnehmer aber auch ange-
messen beteiligt werden, forder-
te der Kanzler weiter.

Gerhard Schröder konnte bei Wälzholz-Brockhaus in Plettenberg viele Hände schütteln

Kanzler lobt mittelständische Unternehmen

Bundeskanzler Gerhard Schröder konnte bei Wälzholz-Brockhaus in Pletten-
berg viele Hände schütteln
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Frauen-Tour nach Dortmund

Weihnachtsmarkt und
Show auf dem Eis
Erst ein Bummel über den Dort-
munder Weihnachtsmarkt, da-
nach um 16 Uhr Besuch der
Show von »Holiday on Ice«,The-
ma: Zauberhafte Winterwelten.
Zur Weihnachtsmarkt-Fahrt la-
den die Verwaltungsstellen für
Samstag, 3. Dezember, ein. Der
Kostenbeitrag beträgt 20 Euro für
Metallerinnen, 40 Euro für
Nichtmitglieder. Anmeldungen
werden in der Reihenfolge des
Eingans berücksichtigt. Sie kön-
nen gegen Zahlung des Kosten-
beitrages in den Büros in Wer-
dohl, Iserlohn oder in Lüden-
scheid vorgenommen werden.

Iserlohn

Umbaumaßnahmen
für neues Büro
Die ersten Umbaumaßnahmen
im neuen Iserlohner Büro in der
von-Scheibler-Straße haben be-
gonnen. Die Aufträge wurden
fast vollständig an heimische Fir-
men vergeben. Zur Zeit befinde
man sich im Zeitplan, sagt Gud-
run Gerhardt, Zweite Bevoll-
mächtigte der Verwaltungsstellen
im Märkischen Kreis.

Bernd Schildknecht, Erster Be-
vollmächtigter der Verwaltungs-
stellen im Märkischen Kreis freu-
te sich mächtig. 
»Wir haben unser erstes Ziel,
1000 Neuaufnahmen im Kreis
zu machen, bis zum 30. Juni
2005 erreicht.« Im August konn-
te bereits das 1111 neue Mitglied
begrüßt werden.

»Durch unser Mitgliederpro-
jekt hoffen wir auf weitere Neu-

aufnahmen. Die Pflege und Sta-
bilisierung des Mitglieder-
bestands steht hierbei jedoch 
im Vordergrund«, sagte Gudrun 
Gerhardt, Zweite Bevollmäch-
tigte und verantwortlich für 
die Projektgruppe »Mitglie-
der«.

So werden zum Beispiel der-
zeit mit regionalen Anbietern
Sonderkonditionen für die Mit-
glieder der IG Metall verhandelt.

Sonderkonditionen für Mitglieder in Planung

1111 Neue bis August

Mitglieder verschiedener Arbeitsgruppen der IG Metall im Märkischen Kreis
haben im  die Meyer-Werft in Papenburg besichtigt. Unter sachkundiger
Führung erhielten sie einen Eindruck der technischen wie auch der organisatori-
schen  Kompetenzen, die insbesondere zum termingerechten Bau der imposan-
ten Kreuzfahrtschiffe erforderlich sind
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